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Zusammenfassung: 
Die Corona-Krise hat zu einer deutlichen Zunahme staatlicher Interventionen in die Wirtschaft geführt, 
sowohl in der nationalen Wirtschaftspolitik, als auch in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen. Die-
se Tendenz – und die damit verbundene Hinwendung zum organisierten Kapitalismus – setzt sich auch 
nach der Corona-Krise fort, insbesondere aufgrund der russischen Invasion der Ukraine und der Ent-
kopplung zwischen den Wirtschaftsräumen Chinas und der USA. 
 
 
Die Gesundheitskrise ist zwar auch 2023 noch nicht vollkommen ausgestanden, aber 
inzwischen sind wir in der Lage, eine Bilanz der Auswirkungen der Krise – und der 
Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung – auf unser Wirtschaftssystem zu ziehen.1 Eine 
solche Bilanz fällt angesichts der Komplexität der Corona-Pandemie – gleichzeitig ei-
ne Gesundheits-, Wirtschafts-, Sozial- und Politikkrise – nicht leicht. Ein Aspekt fällt 
allerdings bei der Analyse auf, da er sich durch eine Vielfalt von Politikfeldern zieht, 
nämlich die im Kontext der Pandemie stark zunehmende Rolle des Staates in der 
Wirtschaft. Nachfolgend werde ich diese Veränderung in vier Schritten dokumentie-
ren. Zunächst demonstriere ich die zunehmende Intensität von Staatseingriffen im 
Bereich der nationalen Wirtschaftspolitik, bevor ich mich in einem zweiten Schritt mit 
den internationalen Wirtschaftsbeziehungen beschäftige. In einem dritten Schritt wer-
de ich zeigen, dass sich diese Tendenz in jüngster Zeit nochmals intensiviert hat, im 
Kontext des Ukraine-Kriegs und dem „Decoupling“ zwischen China und den USA, 
um diese Entwicklungen schließlich in den Kontext einer zunehmenden Herausforde-

Prof. Dr. Andreas Nölke  
Professur für Politikwissenschaft, insbesondere internationale Beziehungen 
Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main 
 
 
 
 
 

 

http://www.budrich-journals.de/
https://doi.org/10.3224/gwp.v72i1.04


32      Andreas Nölke 

rung der liberalen Wirtschaftsordnung und dem Übergang von einer liberalen zu einer 
organisierten Kapitalismusphase zu stellen. 

Die Corona-Krise hat zum schwersten wirtschaftlichen Einbruch seit vielen Jahr-
zehnten geführt, weit gravierender noch als Eurokrise und Globale Finanzkrise. Viel 
wichtiger als die Frage nach den unmittelbaren Wirkungen der wirtschaftlichen Krise 
ist allerdings jene nach den strukturellen Veränderungen, die diese längerfristig auslö-
sen wird. Schwere Wirtschaftskrisen waren in der Vergangenheit regelmäßig Katalysa-
toren für weitreichende Umwälzungen.  So führte die Große Depression der späten 
1920er Jahre in den USA zum New Deal, aber andernorts auch zum Aufstieg des Fa-
schismus. Die Ölkrisen der 1970er Jahre und die folgende Stagflationsperiode hatten 
einen nicht geringen Beitrag am Aufstieg des Neoliberalismus ab den 1980er Jahren. 
Wahrscheinlich wird auch die Große Rezession, die auf die ursprüngliche Gesund-
heitskrise folgte, zu fundamentalen Veränderungen im globalen Kapitalismus führen.  

Viele politische Optionen, die in „normalen Zeiten“ vollkommen undenkbar er-
scheinen, werden in einer Krisensituation einfach umgesetzt. Wir machten diese Er-
fahrung bereits kurz nach Anbruch der neuen Krise, als viele Regierungen des Globa-
le Nordens zuvor utopische Maßnahmen wie die garantierte Weiterzahlung bisheriger 
Löhne und Gehälter ermöglichten. Während solche Maßnahmen in Form des Kurz-
arbeitergeldes in Deutschland bereits seit längerem etabliert sind und beispielsweise 
auch zur Abfederung der globalen Finanzkrise eingesetzt wurden, waren sie in Län-
dern wie Großbritannien bisher präzedenzlos. Die Einführung des „Coronavirus Job 
Retention Schemes“ – umgangssprachlich als „furlough“, also als „Zwangsurlaub“ 
bezeichnet – sicherte in der Krise dort den Lebensstandard vieler Arbeitnehmer: in-
nen mit mittleren Einkommen. 

1 Veränderungen in der nationalen Wirtschaftspolitik 

Ein zweiter Bereich neben der Kompensation von Einnahmeausfällen bei Arbeit-
nehmer: innen sind staatliche Unterstützungsmaßnahmen für Unternehmen während 
der Corona-Krise, wieder insbesondere im Globalen Norden. Hier hatten einige EU-
Mitgliedsstaaten wie beispielsweise Deutschland oder Österreich die gesundheitliche 
Krise zunächst besser überstanden als andere. Allerdings bedrohte in der Folge die 
globale Rezession ihre stark exportgestützten Volkswirtschaften sehr. Um den wirt-
schaftlichen Schaden zu reduzieren, nutzen sie nun ihre vergleichsweise solide fiskali-
sche Situation für sehr große Unterstützungsprogramme zugunsten der einheimischen 
Industrie, toleriert von einer in Wettbewerbsfragen ausnahmsweise vergleichsweise 
großzügigen Europäischen Kommission. Bis Mitte Mai 2020 beispielsweise stammten 
etwa 50 Prozent aller Staatshilfen in der Europäischen Union aus Deutschland (Finke 
2020). Vielen süd- und osteuropäischen Ökonomien fehlten für diese Strategie die fis-
kalischen Mittel.  

Die Corona-Krise führte – ohne größere Kontroverse – zu einer Wiederentde-
ckung der Industriepolitik. Diese Entwicklung ist besonders deswegen bemerkens-
wert, weil diese Form von Intervention für einige Jahrzehnte völlig verpönt war – der 
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Internationale Währungsfonds sprach in diesem Kontext sogar (in Anlehnung an 
Harry Potter) vom „…return of the policy that shall not be named“ (Cherif und Ha-
sanov 2019). Im Rahmen des Revivals der Industriepolitik während der Corona-Krise 
beteiligte sich der Staat auch zunehmend an Unternehmen, in Deutschland häufig 
über die nationale Entwicklungsbank Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Im Vor-
dergrund steht dabei zum einen das Interesse, den Verkauf von potentiell zukunfts-
trächtigen Unternehmen an ausländische Unternehmen zu verhindern, wie beispiels-
weise bei der staatlichen Beteiligung am Tübinger Impfstoffhersteller Curevac. (Zum 
anderen ging es darum, Unternehmen, die von den Auswirkungen der Pandemie – 
und den staatlichen Maßnahmen zu deren Bekämpfung – besonders betroffen waren, 
jedoch grundsätzlich überlebensfähig sind, durch staatliche Beteiligungen zu stabilisie-
ren, wie beispielsweise bei der Lufthansa.  

Zur Finanzierung von Unterstützungsmaßnahmen für Privathaushalte und Unter-
nehmen haben die Staaten des Globalen Nordens auch ihre Kreditaufnahme deutlich 
ausgeweitet. Die fiskalischen Kriseninterventionen haben in diesen Ländern das Vo-
lumen der in der Globalen Finanzkrise aufgewendeten Finanzmittel deutlich überstie-
gen, um das Doppelte bis Dreifache (Makin und Layton 2021: 343). Hinzuzufügen zu 
dieser Aufzählung zunehmender staatlicher Eingriffe in die nationale Wirtschaft wäre 
im Prinzip noch die deutliche Intensivierung nichttraditioneller Interventionen durch 
die jeweiligen Zentralbanken. Auch wenn fast alle Zentralbanken von den Regierun-
gen unabhängig sind, sind sie doch Teil des Staates. Während der Corona-Krise haben 
die Zentralbanken das Arsenal unkonventioneller Maßnahmen - also insbesondere die 
quantitative Lockerung durch Ankaufprogramme – sowie ihre Niedrigzinspolitik 
nochmals ausgeweitet. Diese Maßnahmen existierten schon seit der Globalen Finanz-
krise und wurden nun nochmals intensiviert. 

2 Veränderungen in der internationalen Wirtschaftspolitik 

Der Fokus des zweiten Teils dieses Beitrags liegt nicht auf Fragen der nationalen 
Wirtschaftspolitik, sondern auf dem Strukturwandel in der globalen politischen Öko-
nomie, die von der Krise angeschoben werden. Beginnen wir mit jenen Bereichen, die 
unmittelbar von der Krise berührt werden. Zu den offensichtlichsten Konsequenzen 
der Corona-Krise gehört die Tendenz, die Verletzbarkeit der eigenen Volkswirtschaft 
gegenüber globalen Produktionsnetzwerken nach Möglichkeit zu verringern. Gerade 
bezogen auf medizinische Produkte – zum Beispiel Beatmungsgeräte oder Mund-
schutzmasken –  wurde diese Fragilität auch für die breite Öffentlichkeit deutlich. 
Amerikanische Unternehmen hatten beispielsweise in weniger als einer Dekade 90 
Prozent ihrer Produktion von Mundschutzmasken ins Ausland verlagert, mit nun tra-
gischen Konsequenzen (Gereffi 2020: 292-296). Sehr schnell nach Ausbruch der Kri-
se mussten zudem in vielen ökonomischen Sektoren wegen Fehlens entsprechender 
Vorerzeugnisse Produktionsprozesse eingestellt werden. Dieses Problem hält bis heu-
te an, insbesondere wegen der Bedeutung Chinas für Vorerzeugnisse und der speziel-
len Form der Bekämpfung der Gesundheitskrise in diesem Land („Zero-Covid“), die 
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weiterhin für Restriktionen in der Produktion sorgen kann, während diese Restriktio-
nen in den meisten Ökonomien des Nordens aufgrund erfolgreicher Impfprogramme 
inzwischen der Vergangenheit angehören. 

In globalen Produktionsnetzwerken werden Güter nicht im eigenen Land produ-
ziert und dann als Ganzes in einem anderen Land verkauft, sondern der Produktions-
prozess der Güter findet grenzüberschreitend statt, wobei einzelne Teile in einem be-
stimmten Land produziert werden, weitere Teile in einem anderen Land, um dann 
häufig in einem dritten zusammengebaut zu werden. In der Corona-Krise hat diese 
Aufgabenverteilung nicht nur die schnelle Herstellung essenzieller medizinischer Pro-
dukte sehr erschwert, sondern auch viele andere Produktionsprozesse umgehend zum 
Stillstand gebracht – beispielsweise, weil ein essentielles Zwischenprodukt in der chi-
nesischen Wuhan-Provinz produziert wurde In Reaktion auf diese Erfahrungen haben 
inzwischen viele Produzenten damit begonnen, ihre Abhängigkeit von diesen Netz-
werken durch Rückverlagerung von Produktion substantiell reduzieren (als „on-
shoring“ oder „re-shoring“ bezeichnet) oder zumindest jene von Vor- und Zwischen-
produkten aus nur einem einzigen Land vermeiden. Im Fall von vitalen Produkten 
verlassen sich Regierungen allerdings nicht nur auf unternehmerische Entscheidun-
gen. Eine Reihe von Regierungen – etwa jene Japans, Südkoreas und der USA – ha-
ben inzwischen finanzielle Programme aufgelegt, die das re-shoring finanziell beloh-
nen (UNCTAD 2020: 6). 

Grundlage globaler Produktionsnetzwerke sind zumeist ausländische Direktinves-
titionen. Auch hier hat es seit Ausbruch der Pandemie eine Welle neuer staatlicher 
Maßnahmen gegeben, die Investitionen in die eigene Ökonomie restriktiv prüfen. 
Diese Maßnahmen richten sich vor allem gegen multinationale Unternehmen aus 
China. Der spezifische Hintergrund dieser Maßnahmen war eine frühe Phase der 
Pandemie, bei der sich China schneller von deren ursprünglichen wirtschaftlichen 
Folgen erholte, aufgrund seiner Zero-Covid-Strategie (auch wenn letztere inzwischen 
nachteilig wirkt). In der Folge versuchten viele chinesische Unternehmen die wirt-
schaftliche Schwächung in den Ökonomien des Nordens und in großen Schwellen-
ländern für die Übernahme dortiger Unternehmen zu nutzen, um entsprechende 
Technologien oder einen besseren Marktzugang zu erwerben. Auf diese „Einkaufs-
tour“ reagierten viele Regierungen – beispielsweise jene Australiens, Indiens, Kanadas 
sowie einiger EU-Mitgliedsstaaten sowie die EU selbst – mit der Einführung von In-
vestitionsrestriktionen (UNCTAD 2020: 8). Die Einführung entsprechender Prüfver-
fahren vertiefte eine Tendenz, die bereits vor der Pandemie begonnen hatte, insbe-
sondere im Verhältnis zwischen den USA und China. Die Trump-Regierung führte 
für Unternehmen wie Huawei Restriktionen ein, worauf China mit entsprechenden 
Unternehmen gegen amerikanische Unternehmen reagierte.  

Ein weiteres Feld, bei dem die Corona-Pandemie zur Einführung neuer staatlicher 
Restriktionen geführt hat, ist die Regulierung des internationalen Handels. Selbst in 
einer Welt globaler Produktionsnetzwerke bleibt die Handelspolitik für Regierungen 
ein zentrales Instrument. Sie reguliert die Bedingungen, unter denen Güter und 
Dienstleistungen Grenzen überschreiten dürfen, beispielsweise durch Zölle oder regu-
latorische Normen. In der Geschichte der Weltwirtschaft haben sich eher liberale mit 
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eher protektionistischen Phasen der Handelspolitik abgewechselt. Seit den 1980er Jah-
ren hatten zunächst Liberalisierungstendenzen dominiert. Allerdings gerieten sie in 
den letzten beiden Jahrzehnten deutlich ins Stocken, wenn auch in historischer Per-
spektive noch auf einem hohen Niveau an Liberalisierung. Zuletzt hat sich das Volu-
men des Handels in Relation zur Wirtschaftsleistung global jedoch verringert, in der 
Handelspolitik dominieren seit einigen Jahren zudem restriktive über liberalisierende 
Maßnahmen (Nölke 2022b).  

Die Coronavirus-Krise hat diese Hinwendung zum Protektionismus noch weiter 
intensiviert. Zunächst hat sie zu einer Vielzahl von Exporteinschränkungen geführt, 
insbesondere bei medizinischen Gütern, aber auch bei Nahrungsmitteln. Regierungen 
führten diese Einschränkungen ein, weil sie um die Versorgung ihrer Bevölkerung 
fürchteten. Bereits im März 2020 hatten 54 Regierungen solche Exporteinschränkun-
gen eingeführt (Evenett 2020: 830). Auch wenn es nicht um klassischen Protektio-
nismus handelt – bei dem es um Einschränkung von Importen geht – zeigt sich hier 
sehr deutlich die Fragilität der liberalen globalen Handelsregimes. Dessen Schwäche 
lässt sich auch daran ablesen, dass bereits kurz nach Ausbruch der Krise mehr Maß-
nahmen eingeführt wurden, die mit den WTO-Regeln nicht vereinbar sind, als jemals 
zuvor nach einer wirtschaftlichen Krise (Curran et al. 2021: 12) – und das in einem 
Kontext, der bereits vor der Krise bereits zum Protektionismus neigte, wie sich an der 
inzwischen fünf Jahre andauernden Blockade des WTO-Streitschlichtungsmecha-
nismus durch die USA zeigt. Es darf in diesem Kontext auch nicht verwundern, dass 
der öffentliche Diskurs in den Industrieländern im Kontext der Corona-Krise zu-
nehmend zum Protektionismus neigte, wie umfangreiche Meinungsumfragen de-
monstrieren (Mansfield und Solodoch 2022). Gravierend sind schließlich auch die 
Wechselwirkungen zwischen einer protektionistischen Handelspolitik und globalen 
Produktionsnetzwerken. Zum einen verhindern Exporteinschränkungen in Bezug auf 
Vorprodukte mitunter, dass Endprodukte überhaupt hergestellt werden können. Zum 
anderen basieren viele globale Produktionsnetzwerke auf der Annahme eines weiteren 
graduellen Abbaus von Handelsrestriktionen – eine Annahme, die zunehmend ana-
chronistisch wirkt (Curran et al. 2021: 7). 

3 Intensivierung der staatlichen Eingriffe durch den Ukraine-Krieg, 
China-US-„Decoupling“ und Klimapolitik 

Obwohl die Corona-Krise noch nicht völlig ausgestanden ist, hat seit Februar 2022 
die russische Invasion der Ukraine nicht nur die öffentliche Wahrnehmung dominiert, 
sondern auch viele der Tendenzen zu stärkeren staatlichen Eingriffen in die Ökono-
mie weiter intensiviert. Russische und westliche Unternehmen sind hier zunächst von 
Sanktionen betroffen und mussten ihre Operationen im Westen beziehungsweise in 
Russland häufig einstellen. Jene Unternehmen, die nicht direkt solchen staatlichen 
Zwängen ausgesetzt waren, haben häufig aus der Sorge von Reputationsschäden mehr 
oder weniger freiwillig ihre Operationen im jeweils anderen Land eingestellt. Zu dieser 
Entscheidung beigetragen haben nicht zuletzt Sanktionen, die die meisten russischen 
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Banken aus dem SWIFT-System für die reibungslose Übertragung von Informationen 
im internationalen Zahlungsverkehr ausgeschlossen haben (Nölke 2022c). Besonders 
umfangreich waren aber die späteren staatlichen Eingriffe in die Energiemärkte (ins-
besondere Gas und Strom), die beispielsweise durch umfangreiche Subventionen 
energieintensive Unternehmen unterstützen, damit allerdings auch den Wettbewerb in 
der EU erheblich beeinflussen, zuungunsten von Staaten, die nicht über entsprechen-
de fiskalische Ressourcen verfügen (Höpner 2022). Auch hier greift der deutsche Staat 
wiederum zum Instrument der Beteiligung an Unternehmen – 2022 beispielsweise 
wurden die Gasimporteure Uniper und Sefe (vormals Gazprom Germania) über-
nommen, zudem beteiligt sich die KfW auf Weisung der Bundesregierung mit 500 
Millionen Euro am Aufbau des Flüssiggasterminals in Brunsbüttel. 

Noch weiter intensiviert werden die staatlichen Eingriffe in die Ökonomie durch 
den bereits vor der Pandemie angelaufenen Prozess der Entflechtung („Decoupling“) 
der chinesischen und US-amerikanischen Wirtschaftsräume. Im Hintergrund steht die 
Befürchtung eines umfassenden – auch militärischen – Konflikts zwischen den beiden 
Großmächten. Beide Seiten bereiten sich auf einen potentiellen Konflikt vor, indem 
sie die Abhängigkeit ihrer eigenen Unternehmen von der jeweils anderen Ökonomie 
zu reduzieren suchen. China hat zu diesem Zweck bereits 2015 die „Made in China 
2025-“ Strategie verabschiedet, die allerdings nicht nur geopolitisch motiviert ist, son-
dern auch vom Interesse, chinesische Unternehmen in den höherwertigen Positionen 
globaler Produktionsnetzwerke zu positionieren (Levine 2020). Die USA haben in den 
letzten Jahren hier nachgezogen, einerseits mit Restriktionen für chinesische Unter-
nehmen – zunächst mit Fokus auf Huawei, inzwischen aber auch in Bezug auf andere 
Firmen in Branchen wie IT und Telekommunikation – und andererseits mit sehr um-
fassenden Subventionen zum Aufbau einer Mikrochip-Produktion in den USA, insbe-
sondere vor dem Hintergrund der führenden Rolle Taiwans in der Produktion beson-
ders fortgeschrittener Mikrochips.  In dieser Situation müssen dritte Ökonomien mit 
staatlichen Eingriffen nachziehen, beispielsweise mit der Organisation des nationalen 
„Rapidus“- Konsortium zur Produktion von Mikrochips in Japan und die EU mit ih-
rem Konzept einer „Open Strategic Autonomy“ und einem möglichen „EU Chips 
Act“. Auch Deutschland wird in diesen Konflikt involviert. So hat die Bundesregie-
rung unlängst nicht nur chinesischen Unternehmen den Erwerb von zwei deutschen 
IT-Unternehmen untersagt, sondern auch dafür gesorgt, dass der chinesische Hafen-
betreiber COSCO nur eine Beteiligung von unter 25 Prozent am Terminal Tollerort 
im Hamburger Hafen erwerben durfte, statt der ursprünglich angestrebte 35 Prozent. 
Bereits 2018 hatte die KfW zudem bereits 2018 auf Weisung der Bundesregierung 20 
Prozent am Stromnetzbetreiber 50 Hertz übernommen, um eine Beteiligung eines 
chinesischen Konzerns abzuwehren. 

Zu einer dritten Quelle verstärkter staatlicher Eingriffe in die Wirtschaft mutiert 
die Klimapolitik. Hier sorgte 2022 beispielsweise die Verabschiedung des US „Inflati-
on Reduction Acts“ (de facto ein großangelegtes Subventionsprogramm für klima-
freundliche Technologien) für transatlantische Irritationen, da dieses Programm auch 
umfangreiche Anforderungen in Bezug auf den Erwerb von (Vor-) Produkten ameri-
kanischer Herkunft stellt. Europäische Regierungen befürchten eine Verlagerung von 
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Produktionsprozessen in die USA, unterstützt auch durch die dort deutlich niedrige-
ren Energiekosten. Mittelfristig ist mit einem noch größeren staatlichen Eingriff in die 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu rechnen, in Form eines CO²-Grenzaus-
gleichssystems („Carbon Border Adjustment Mechanism“/CBAM), über den die EU 
im März 2022 eine grundlegende Verständigung erzielt hat. Der CBAM soll verhin-
dern, dass CO²-intensive Produktionsprozesse aufgrund erhöhter Steuern für entspre-
chende Emissionen in außereuropäische Regionen ohne solche Steuern verlagert wer-
den. Exporte aus diesen Regionen sollen mit einem CBAM-Importzoll belegt werden, 
was von den Handelspartnern der EU allerdings als protektionistische Maßnahme in-
terpretiert wird und zu Gegenmaßnahmen führen könnte.  

4 Die Schwächung der liberalen internationalen Ordnung und der 
Aufstieg Chinas 

Die Entwicklungen im Bereich der nationalen und internationalen Wirtschaftspolitik 
verweisen auf den andauernden Prozess der Schwächung der Wirtschaftsinstitutionen 
der liberalen internationalen Ordnung – zu jener gehören zum Beispiel die Prinzipien 
des Multilateralismus, stabiler internationaler Regeln und der Koordinationsrolle in-
ternationaler Organisationen, aber auch eine liberale Organisation des Kapitalismus 
auf nationaler Ebene (Lake et al. 2021) – der in der Corona Virus-Krise noch weiter 
zugenommen hat. Als konkrete Entscheidung während der ersten Phase der Krise ist 
hier zudem an die Entscheidung von US-Präsident Trump zu denken, die Finanzie-
rung der globalen Gesundheitsorganisation (WHO) einzustellen, begründet damit, je-
ne sei gegenüber der chinesischen Regierung zu freundlich eingestellt und hätte daher 
den ursprünglichen Ausbruch der Pandemie in Wuhan nicht intensiv genug unter-
sucht (Gostin et al 2020a: 379). In eine ähnliche Richtung weist das Versagen interna-
tionaler Institutionen, eine halbwegs faire Verteilung von Impfstoffen unter Einbezie-
hungen des Globalen Südens sicherzustellen (Gostin et al. 2020b: 1617). Zu der Ero-
sion der Rolle multilateraler Institutionen in der Corona-Krise kommt noch ein eher 
indirekter Mechanismus hinzu: die Corona-Krise hat Ungleichheiten innerhalb und 
zwischen Ökonomien vertieft. Da diese Ungleichheiten eine nicht geringe Rolle beim 
Aufstieg des Rechtspopulismus spielen und letzterer der liberalen Wirtschaftsordnung 
skeptisch gegenübersteht, sollte sich diese Erosion daher mittelfristig weiter intensi-
vieren. 

Die hier skizzierten Änderungen in verschiedenen zentralen Politikfeldern wirt-
schaftlicher Regulierung sprechen also dafür, dass sich der Erosionsprozess der globa-
len liberalen Ordnung weiter fortsetzen wird (Norrlöf 2020). Liberale Grundwerte 
spielen im Post-Corona-Kapitalismus eine geringere Rolle. Zentrale Institutionen der 
liberalen globalen Ordnung existieren zwar weiter, zumal sie auch für die chinesische 
und die amerikanische Ökonomie wichtig sind – wie die Grundfunktionen der WTO. 
Andere internationale Institutionen aber, beispielsweise die zentralen Denkfabriken 
der westlichen Ordnung G7 und OECD, werden in globaler Perspektive eher margi-
nalisiert, zugunsten der weniger vom Norden dominierten G20. Die Aufteilung in 
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zwei getrennte globale Wirtschaftsblöcke – ähnlich wie im Kalten Krieg – wurde 
durch die Corona-Krise noch weiter beschleunigt.  Diese Entwicklung stellt für be-
sonders exportorientierte Ökonomien wie jene Deutschlands ein erhebliches Problem 
dar. 

Die USA haben ihre multilaterale Führungsrolle in den letzten Jahrzehnten redu-
ziert, zugunsten von Versuchen, den Aufstieg Chinas aufzuhalten und die eigene 
Wirtschaft zu stärken. Ebenso wenig vorstellbar ist allerdings, dass China in absehba-
rer Zeit den Ausfall einer multilateralen Führungsrolle auf Seiten der USA durch den 
Aufbau einer „sinozentrierten“ Ordnung kompensieren kann. Eine solche globale 
Führungsrolle hat politische und ökonomische Stabilität zur zentralen Voraussetzung. 
Beide Aspekte sind eng verbunden, da politische Stabilität in einem autoritären Re-
gime wie dem Chinas vor allem von kontinuierlicher Verbesserung des Lebensstan-
dards durch die Regierung abhängt. Kurz- bis mittelfristig ist allerdings von China 
keine starke wirtschaftliche Dynamik zu erwarten. Vielmehr wird China an der Locke-
rung globaler Produktionsnetzwerke und der verringerten Abhängigkeit von seiner 
Wirtschaft leiden. Auch werden andere Staaten den Erwerb von Firmen und damit 
verbundener Technologien durch chinesische Unternehmen in absehbarer Zeit rest-
riktiver handhaben, im Sinne der beschriebenen protektionistischen Tendenz. Schließ-
lich werden chinesische Exporte unter der globalen wirtschaftlichen Eintrübung lei-
den.  

Die internationale Führungsrolle Chinas hat in jüngerer Zeit zudem einige Rück-
schläge erlitten, beispielsweise durch das schlechte Image als Herkunftsland des 
Corona-Virus oder zuletzt durch die mit vielen Einschränkungen verbundene „Zero 
Covid“-Politik. Allerdings konnte die chinesische Regierung diese Rückschläge durch 
diplomatische Bemühungen in Form von Hilfsprogrammen für besonders Pandemie-
betroffene Länder teilweise kompensieren (Gauttam et al. 2020). Diese Hilfspro-
gramme – etwa die Lieferung von Gesundheitsgütern – wurden von umfangreicher 
Propaganda begleitet. Zudem hat China in Form der „Belt and Road Initiative“ und 
verschiedenen Formen der chinazentrierten Konnektivitätspolitik (d. h. „Infrastruk-
turinvestitionen und internationale Kreditvergabe, die Ausweitung der Kooperation 
mit und die Einflussnahme auf Institutionen in Forschung, Finanzen und Politik, der 
Erwerb internationaler Medienhäuser sowie die Verbreitung eigener technischer und 
regulativer Standards“, Kohlenberg und Godehardt 2018: 1) seinen internationalen 
Einfluss in den letzten Jahren bereits deutlich konsolidiert, zuungunsten der liberalen 
internationalen Ordnung. 

5 Implikation: Eine zunehmende Hinwendung zum organisierten 
Kapitalismus 

Während der Coronavirus-Krise können wir also eine generelle Hinwendung zum 
Nationalstaat sowie staatlichen Wirtschaftsinterventionen und eine Abwendung von 
einer liberalen internationalen Wirtschaftsordnung feststellen, in den Ökonomien des 
Nordens wie denen des Südens. Viele Beobachter:innen meinen darin den Beginn ei-
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ner neuen Dominanz des Staatskapitalismus zu erkennen, eine Behauptung mit aller-
dings etwas unscharfen Konturen (Alami und Dixon 2020). Gehaltvoller werden diese 
Thesen im Kontext von Debatten über liberale und organisierte Phasen des Kapita-
lismus (Nölke und May 2019). Dort wird ein Abwechseln dieser beiden grundlegen-
den Formen des Kapitalismus angenommen. Beide Phasen dauern einige Dekaden, 
sind aber inhärent instabil. Liberale Phasen (wie zwischen den beiden Weltkriegen 
und nach 1980) enden in turbulenten Krisen, Phasen des organisierten Kapitalismus 
(wie zwischen 1945 und 1975) wegen ihrer geringeren Fähigkeit zur effizienten Bereit-
stellung von Gütern und Dienstleistungen in Stagnationsperioden. Nach dieser Logik 
befinden wir uns derzeit im Übergang von einer liberalen zu einer organisierten Peri-
ode, bei der die Corona-Pandemie einen mehr oder weniger zufälligen Beschleuni-
gungsfaktor darstellt. 

Der Kernunterschied zwischen liberalen und organisierten Kapitalismusphasen 
wird daran deutlich, ob Unternehmen der privaten Verfügung ihrer Eigner dienen, 
oder aber als öffentlich-private Infrastrukturen. Im letzteren Fall werden die Eigner in 
ihren wirtschaftlichen Entscheidungen durch kollektive Interessen begrenzt. Kollekti-
ve Interessen im organisierten Kapitalismus können allerdings sehr unterschiedliche 
Formen annehmen, von Brancheninteressen wie in Kartellen, über gemeinsame Klas-
seninteressen, bis hin zu geopolitischen Interessen, beispielsweise die Unterstützung 
einer Kriegsökonomie. Die oben skizzierten Tendenzen seit Ausbruch der Coronavi-
rus-Krise sprechen sehr stark für eine erneute Hinwendung zum organisierten Kapita-
lismus, in diesem Fall unter dem Patronat des Nationalstaats. Diese Hinwendung hat-
te sich bereits vor Beginn der Krise angedeutet, beispielsweise in Form des Aufstiegs 
des Rechtspopulismus oder auch der Brexit-Entscheidung (Nölke 2017). Für die un-
mittelbare Zukunft lautet daher die Kernfrage, ob die aktuelle Tendenz zum organi-
sierten Kapitalismus progressiv gestaltet werden kann – wie beim New Deal der 
1930er Jahre – oder nicht, wie im Faschismus. Sicher ist jedoch, dass die Tendenz 
zum organisierten Kapitalismus für manche Ökonomien eine größere Herausforde-
rung bedeutet als für andere. Im Vergleich zu den großen, relativ stark auf ihre jewei-
ligen Binnenmärkte fokussierten Ökonomien Chinas und der USA wird die Erosion 
der liberalen Ordnung insbesondere für die exportorientierte Ökonomie Deutsch-
lands eine gravierende Bedrohung darstellen. Eine Ausbalancierung unserer Ökono-
mie zugunsten einer stärkeren Rolle der Binnennachfrage – über höhere Löhne und 
staatliche Investitionen – ist daher geboten (Nölke 2021). 

Anmerkung 
 
1 Dieser Beitrag beruht in großen Teilen auf Nölke (2022a), einer umfassenden Bestandaufnahme der 

Auswirkungen der Corona-Krise auf 31 Bereiche der Internationalen und Vergleichenden Politischen 
Ökonomie sowie der dort nun anstehenden Weichenstellungen. Dort finden sich auch umfassende 
Literaturhinweise zu diesem Beitrag. 
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